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Schriftlidier Bericht 

des Ausschusses für das Bundesvermögen 
(23. Ausschuß) 

über den Bericht des Bundeschatzministers über die Ergebnisse 
der Entbehrlichkeitsprüfung und der Veräußerung von Bundes- 
gelände zu Zwecken des Wohnungsbaues und der Eigentums- 
bildung 

— Drucksache V/308 — 


A. Bericht des Abgeordneten Strohmayr 


Die Vorlage ist ohne Beschlußfassung gemäß 
§ 76 Abs. 2 der Geschäftsordnung in der 24. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 2. März 1966 
an den Ausschuß für das Bundesvermögen feder- 
führend und die Ausschüsse für Kommunalpolitik, 
Raumordnung, Städtebau und Wohnungswesen so- 
wie dem Haushaltsausschuß mitberatend überwie- 
sen worden. 

Bei der Beratung der Großen Anfrage der Frak- 
tion der SPD betr. Auswirkungen des Bundesbau- 
gesetzes und sonstiger Maßnahmen der Bundes- 
regierung auf die Baulandpreise vom 21. Februar 
1962 — Drucksache IV/212 — in der 31. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 18. Mai 1962 ist der An- 
trag der Fraktion der CDU/CSU, FDP — Umdruck 
103 — angenommen worden. Danach ist jährlich bis 
zum 15. Februar durch den Bundesschatzminister 
dem Bundestag ein Bericht darüber vorzulegen, in 
welchem Umfang Bundesgelände im vergangenen 
Kalenderjahr der Entbehrlichkeitsprüfung unterwor- 
fen war, wieviel als entbehrlich befunden und zu 
Zwecken des Wohnungsbaues und der Eigentums- 
bildung veräußert worden ist. Der Ausschuß für das 
Bundesvermögen behandelte die Vorlage am 6. Ok- 
tober 1966. 


Bei den Beratungen ist der Ausschuß zu der Auf- 
fassung gelangt, daß die erstatteten Berichte erge- 
ben, daß die Baulandaktion im Rahmen des Mög- 
lichen und unter Berücksichtigung des Eigenbedarfs 
einen ständigen Beitrag darstellt zur Beschaffung 
von Bauland für den sozialen Wohnungsbau. Ande- 
rerseits wurde aus der Mitte des Ausschusses auch 
festgestellt, daß die Entbehrlichkeitsprüfungen im 
Einzelfall sich über Gebühr lange hinziehen; daher 
war der Ausschuß der Auffassung, die beteiligten 
Ressortminister um eine wesentliche Beschleunigung 
zu bitten. 

Der Bericht erfaßt entsprechend dem Beschluß des 
Bundestages vom 18. Mai 1962 bisher nur die bun- 
deseigenen, unmittelbar im Bundesbesitz befind- 
lichen Grundstücke. Der Ausschuß hält es jedoch für 
wissenswert, diesen Bericht dadurch zu erweitern, 
daß künftig auch Veräußerungen von geeignetem 
Bauland erfaßt werden, das sich im Eigentum von 
bundeseigenen Unternehmen (Bundesgesellschaften) 
befindet. 

Der mitbeteiligte Haushaltsausschuß schloß sich 
am 27. Oktober 1966 der Vorlage und dem vom 
federführenden Ausschuß gefaßten Beschluß an. Er 
vertrat jedoch die Ansicht, zukünftig in dem Bericht 
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über die Veräußerung von bundeseigenen Grund- 
stücken die Verkäufe der bundeseigenen Unterneh- 
men (mittelbarer Bundesbesitz) nur insoweit einzu- 
beziehen, als sie dem Dienstbereich des Bundes- 
schatzministeriums unterliegen. 

Der Ausschuß für Kommunalpolitik, Raumord- 
nung, Städtebau und Wohnungswesen hat die Vor- 
lage am 24. November 1966 zustimmend zur Kennt- 
nis genommen. 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Bericht des Bundesschatzministers vom 14. Fe- 
bruar 1966 — Drucksache V/308 — über die Er- 
gebnisse der Entbehrlichkeitsprüfung und der 
Förderung der Eigentumsbildung durch die Ver- 
äußerung von bundeseigenem Baugelände für 
den sozialen Wohnungsbau zur Kenntnis zu neh- 
men, 

2. zukünftig in dem Bericht über die Veräußerung 
von bundeseigenen Grundstücken die Verkäufe 
der bundeseigenen Unternehmen (mittelbarer 
Bundesbesitz) soweit sie dem Dienstbereich des 
Bundesschatzministeriums unterliegen, einzube- 
ziehen, 

3. an den Bundesminister für Verteidigung und den 
Bundesminister der Finanzen die Bitte zu rich- 
ten, die Entbehrlichkeitsprüfung wesentlich zu 
beschleunigen. 


Bonn, den 12. Oktober 1966 
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